NEON EQUITY AG

Frankfurt am Main

Jahresabschlusses
zum 31. Dezember 2023



INHALTSVERZEICHNIS

Bestatigungsvermerk des unabhéngigen Abschlussprifers
Bilanz zum 31. Dezember 2023

Gewinn- und Verlustrechnung fiir das Geschéftsjahr 2023
Anhang fir das Geschéftsjahr 2023

Allgemeine Auftragsbedingungen fur Wirtschaftsprifer und Wirtschaftsprifungsgesellschaften

vom 1. Januar 2024



Wirtschaftspriifungsgesellschaft DMP
Audit & Valuation GmbH

BESTATIGUNGSVERMERKS DES UNABHANGIGEN ABSCHLUSSPRUFERS

An die Neon Equity AG, Frankfurt am Main

Priifungsurteil

Wir haben den Jahresabschluss der Neon Equity AG, Frankfurt am Main, — bestehend aus der Bilanz zum
31. Dezember 2023 und der Gewinn- und Verlustrechnung flr das Geschéftsjahr vom 1. Januar bis zum
31. Dezember 2023 sowie dem Anhang, einschlieBlich der Darstellung der Bilanzierungs- und

Bewertungsmethoden — gepruft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prifung gewonnenen Erkenntnisse

e entspricht der beigefligte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deutschen, flr
Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der
deutschen Grundsdtze ordnungsmafBiger Buchfiihrung ein den tatsachlichen Verhélinissen
entsprechendes Bild der Vermdgens- und Finanzlage der Gesellschaft zum 31. Dezember 2023 sowie

ihrer Ertragslage fir das Geschéftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2023.

GemaB § 322 Abs. 3 S. 1 HGB erklaren wir, dass unsere Priifung zu keinen Einwendungen gegen die

OrdnungsmaBigkeit des Jahresabschlusses gefilihrt hat.

Grundlage fir das Prifungsurteil

Wir haben unsere Priifung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Ubereinstimmung mit § 317
HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprifer (IDW) festgestellten deutschen Grundsatze
ordnungsmaBiger Abschlussprifung durchgefihrt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und
Grundsatzen ist im Abschnitt ,Verantwortung des Abschlusspriifers fiir die Prlifung des
Jahresabschlusses® unseres Bestatigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem
Unternehmen unabhéngig in Ubereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und
berufsrechtlichen  Vorschriften und haben wunsere sonstigen deutschen Berufspflichten in
Ubereinstimmung mit diesen Anforderungen erfiillt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten
Prifungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage flir unsere Priifungsurteile zum

Jahresabschluss zu dienen.
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Sonstige Informationen

Die gesetzlichen Vertreter bzw. der Aufsichtsrat sind fir die sonstigen Informationen verantwortlich. Die
sonstigen Informationen umfassen den Geschéftsbericht 2023 (inklusive dem Bericht des Aufsichtsrats),

aber nicht den Jahresabschluss und den dazugehdrigen Bestatigungsvermerk.

Der Aufsichtsrat ist fir den Bericht des Aufsichtsrats verantwortlich. Im Ubrigen sind die gesetzlichen

Vertreter flr die sonstigen Informationen verantwortlich.

Unser Prifungsurteil zum Jahresabschluss erstreckt sich nicht auf die sonstigen Informationen und
dementsprechend geben wir weder ein Prifungsurteil noch irgendeine andere Form von

Prafungsschlussfolgerung hierzu ab.

Im Zusammenhang mit unserer Priifung haben wir die Verantwortung, die oben genannten sonstigen

Informationen zu lesen und dabei zu wirdigen, ob die sonstigen Informationen

e wesentliche Unstimmigkeiten zum Jahresabschluss oder zu unseren bei der Prifung erlangten
Kenntnisse aufweisen oder

e anderweitig wesentlich falsch dargestellt erscheinen.

Falls wir auf Grundlage der von uns durchgefiihrten Arbeiten zu dem Schluss gelangen, dass eine
wesentliche falsche Darstellung dieser sonstigen Informationen vorliegt, sind wir verpflichtet, Gber diese
Tatsachen zu berichten, Wir haben in diesem Zusammenhang nichts zu berichten.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Aufsichtsrats fiir den Jahresabschluss

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich fur die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den
deutschen, flir Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in allen wesentlichen
Belangen entspricht, und dafir, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundséatze
ordnungsmaBiger Buchfliihrung ein den tatséchlichen Verhaltnissen entsprechendes Bild der Vermbgens-,
Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich
fir die internen Kontrollen, die sie in Ubereinstimmung mit den deutschen Grundsétzen ordnungsmaBiger
Buchfiihrung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu
ermoglichen, der frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen (d.h.

Manipulation der Rechnungslegung und Vermdgensschadigungen) oder Irrtimern ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafiir verantwortlich, die
Fahigkeit der Gesellschaft zur Fortflihrung der Unternehmenstétigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben
sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortfilhrung der Unternehmenstétigkeit,

sofern einschlagig, anzugeben. Dariiber hinaus sind sie dafiir verantwortlich, auf der Grundlage des
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Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortfihrung der Unternehmenstéatigkeit zu bilanzieren, sofern dem

nicht tatsachliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen.

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich fiir die Uberwachung des Rechnungslegungsprozesses der

Gesellschaft zur Aufstellung des Jahresabschlusses.

Verantwortung des Abschlussprtifers fir die Prifung des Jahresabschlusses

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darliber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes
frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtiimern ist, und

sowie einen Bestatigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prifungsurteile zum Jahresabschluss beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes MaB an Sicherheit, aber keine Garantie daflr, dass eine in
Ubereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftspriifer (IDW)
festgestellten deutschen Grundséatze ordnungsméaBiger Abschlussprifung durchgefiihrte Prifung eine
wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen kénnen aus dolosen Handlungen
oder Irrtimmern resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn VerstéBen vernunftigerweise
erwartet werden koénnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses
Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten

beeinflussen.

Wahrend der Priifung Gben wir pflichtgemaBes Ermessen aus und bewahren eine kritische Grundhaltung.

Dartber hinaus

o identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen im Jahresabschluss
und im Lagebericht aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtimern, planen und fihren
Prifungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prifungsnachweise, die
ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage flir unsere Priifungsurteile zu dienen. Das Risiko,
dass aus dolosen Handlungen resultierende wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt
werden, ist hoéher als das Risiko, dass aus Irrtimern resultierende wesentliche falsche Darstellungen
nich aufgedeckt werdent da dolose Handlungen kollusives VerstéB3e Zusammenwirken,
Falschungen, beabsichtigte  Unvollstdndigkeiten, irreflhrende  Darstellungen bzw. das
AuBerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten kénnen.

e gewinnen wir ein Verstandnis von dem fiir die Prifung des Jahresabschlusses relevanten internen
Kontrollsystem und den fiir die Prifung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und MalBnahmen,
um Prifungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umstanden angemessen sind, jedoch
nicht mit dem Ziel, ein Prifungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme der Gesellschaft abzugeben.

e beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten
Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern

dargestellten geschéatzten Werte und damit zusammenhéangenden Angaben.
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e ziehen wir Schlussfolgerungen Uber die Angemessenheit des von den gesetzlichen Vertretern
angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortfihrung der Unternehmenstétigkeit sowie, auf
der Grundlage der erlangten Prifungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im
Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der
Fahigkeit der Gesellschaft zur Fortfilhrung der Unternehmenstatigkeit aufwerfen kénnen. Falls wir zu
dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im
Bestatigungsvermerk auf die dazugehdrigen Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht
aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges
Prifungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum
Datum unseres Bestédtigungsvermerks erlangten Prifungsnachweise. Zukiinftige Ereignisse oder
Gegebenheiten kénnen jedoch dazu flhren, dass die Gesellschaft ihre Unternehmenstatigkeit nicht
mehr fortflhren kann.

o beurteilen wir die Gesamidarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses
einschlieBlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Geschaftsvorfalle
und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsétze
ordnungsmaBiger Buchfihrung ein den tatsachlichen Verhaltnissen entsprechendes Bild der

Vermdgens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt.

Wir erdrtern mit den fir die Uberwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Umfang und die
Zeitplanung der PrOfung sowie bedeutsame Prifungsfeststellungen, einschlieBlich etwaiger Mangel im

internen Kontrollsystem, die wir wéhrend unserer Prifung feststellen.”

Hamburg, 18. April 2024

DMP Audit & Valuation GmbH
Wirtschaftsprifungsgesellschaft

C //{f«'/

Carsten Matthaus Stephan Harzer

Wirtschaftsprufer Wirtschaftsprufer


Carsten Matthäus
Stempel

Carsten Matthäus
Stempel


AKTIVA

A. ANLAGEVERMOGEN

Immaterielle Vermdgensgegenstande

1. Entgeltlich erworbene Konzessionen, gewerbliche
Schutzrechte und &hnliche Rechte und Werte
sowie Lizenzen an solchen Rechten und Werten

Sachanlagen
1. Andere Anlagen, Betriebs- und
Geschéftsausstattung

Finanzanlagen

1. Anteile an verbundenen Unternehmen
2. Beteiligungen

3. Wertpapiere des Anlagevermégens

B. UMLAUFVERMOGEN

Forderungen und sonstige Vermdgensgegenstande
1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen
2. Forderungen gegen verbundene Unternehmen
3. Sonstige Vermdgensgegenstande

Kassenbestand, Bundesbankguthaben, Guthaben bei
Kreditinstituten und Schecks

NEON EQUITY AG, FRANKFURT AM MAIN

BILANZ ZUM 31. DEZEMBER 2023

255.241.601,59
255.480.856,59

20.658,08
3.650.301,25

28.485.224,83

32.156.184,16

2.199.415,27

PASSIVA
31.12.20238 31.12.2022
EUR EUR
A. EIGENKAPITAL
|.  Gezeichnetes Kapital
Il.  Gewinnriicklagen
5.744,00 8.741,00 lll. Bilanzgewinn
5.744,00 8.741,00
B. RUCKSTELLUNGEN
1. Steuerriickstellungen
233.511,00 319.739,00 2. Sonstige Riickstellungen
233.511,00 319.739,00
C. VERBINDLICHKEITEN
213.947.775,66 0,00 1. Verbindlichkeiten gegentiber Kreditinstituten
10.833,33 146.937.570,64 2. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen
41.282.992,60 67.443.427,83 3. Sonstige Verbindlichkeiten

214.38

214.709.478,4

122.378,92

0,00
30.897.367,87

31.019.746,79

2.558.998,08

34.355.599,43

289.836.456,02

33.578.744,87

248.288.223,34

31.12.2023
EUR

ANLAGE 1

31.12.2022
EUR

44.055.110,00
1.5667.064,89
219.205.600,38

264.827.775,27

1.802.944,00
160.000,00

1.962.944,00

5.708.877,23
120.105,60

17.216.753,92

23.045.736,75

289.836.456,02

40.050.100,00
4.603.929,96
200.811.446,65
245.465.476,61

1.418.196,00
165.000,00

1.5683.196,00

0,00
214.198,70

1.025.352,03

1.239.550,73

248.288.223,34




11.
12.
13.
14.
15.
16.

NEON EQUITY AG, FRANKFURT AM MAIN

ANLAGE 2

GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG FUR DAS GESCHAFTSJAHR 2023

2023 2022
EUR EUR

Umsatzerlése 103.186,30 487.781,38
Sonstige betriebliche Ertrage 71.930.192,79  13.290.511,67
Personalaufwand
a) Lohne und Gehélter -604.902,51 -207.037,50
b) Soziale Abgaben und

Aufwendungen flr

Altersversorgung und fr

Unterstitzung -21.252,52 -6.150,70

-626.155,03 -213.188,20

Abschreibungen
a) Abschreibungen auf immaterielle

Vermbgensgegenstande des

Anlagevermégens und

Sachanlagen -96.245,74 -76.141,08
Sonstige betriebliche Aufwendungen -2.513.231,77 -4.288.508,06
Ertrdge aus anderen Wertpapieren
und Ausleihungen des
Finanzanlagevermdgens 4.112.790,00 3.338.660,11
Sonstige Zinsen und ahnliche
Ertrage 265.368,20 335.737,74
Abschreibungen auf Finanzanlagen
und auf Wertpapiere des
Umlaufvermdgens -53.090.778,52 0,00
Zinsen und ahnliche Aufwendungen -181.093,89 -3.172,71

. Steuern vom Einkommen und vom

Ertrag -540.291.68 -894.913.49
Ergebnis nach Steuern 19.363.740,66 11.976.767,36
Sonstige Steuern -1.442.00 1.631,80
Jahresiuberschuss 19.362.298,66 11.978.399,16
Gewinnvortrag aus dem Vorjahr 200.811.446,65 193.436.977,45
Einstellungen in Gewinnrlcklagen -968.144.,93 -4.603.929,96

Bilanzgewinn 219.205.600.,38

200.811.446.65
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Anhang zum Jahresabschluss der Firma

Neon Equity AG, Frankfurt am Main

fur das Geschéaftsjahr vom 01.01. — 31.12.2023

l. Allgemeine Angaben zum Unternehmen

Die Neon Equity AG hat ihren Sitz in Frankfurt am Main. Sie istim Handelsregister des Amtsgerichts

Frankfurt am Main unter HRB 128830 eingetragen.

Il Allgemeine Angaben zum Jahresabschluss

Der Jahresabschluss wurde nach den Vorschriften der §§ 242 ff. HGB unter Beachtung der ergan-
zenden Bestimmungen flr Kapitalgesellschaften (§§ 264 ff. HGB) sowie des Aktiengesetzes (AktG)

aufgestellt.

Die Gesellschaft muss zum Abschlussstichtag die GréBenmerkmale einer kleinen Kapitalgesellschaft

beachten.

Das Unternehmen ist im Freiverkehrssegment der Bérse Disseldorf notiert. Die Zulassung erfolgte
mit Billigung des zugrunde liegenden Wartpapierprospekts durch die Bundesanstalt fir Finanzdienst-

leistungsaufsicht (BaFin) am 9. Januar 2023. Erster Handelstag war der 13. Januar 2023.

GrbéBenabhangige Erleichterungen bei der Erstellung (§§ 266 Abs. 1,276, 288 HGB, 160 AktG) des
Jahresabschlusses wurden in Anspruch genommen. Von der Erstellung eines Lageberichtes wurde
geman § 264 Abs. 1 Satz 4 HGB abgesehen.

Der vorliegende Jahresabschluss ist unter Beibehaltung der fiir den Vorjahresabschluss angewende-
ten Gliederungsgrundsatzen nach den fir kleine Kapitalgesellschaften geltenden Vorschriften des

Handelsgesetzbuches aufgestellt (§§ 265 Abs. 1, 266 ff. HGB).

Die Gewinn- und Verlustrechnung wird nach dem Gesamtkostenverfahren gemaf 275 Abs. 1 HGB

aufgestellt.

Das Geschéftsjahr ist das Kalenderjahr.
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lll. Bilanzierungs- und Bewertungsqrundséatze

Die Vermdgensgegenstande und Schulden der Gesellschaft sind einzeln unter Beachtung des Vor-
sichtsprinzips bewertet worden. Bei der Bilanzaufstellung vorhersehbare Risiken und Verluste wur-
den bericksichtigt. Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses ist von der Fortfiihrung der Unter-
nehmenstéatigkeit ausgegangen worden. Die auf die vorhergehenden Jahresabschlisse angewand-
ten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden werden beibehalten. Der Jahresabschluss wurde in

Euro aufgestellt. Forderungen oder Verbindlichkeiten in fremder Wahrung bestehen nicht.

Anlagevermégen

Die immateriellen Vermdgensgegenstande sind zu Anschaffungskosten unter Beriicksichtigung von
Anschaffungsnebenkosten und - soweit abnutzbar - vermindert um planmaBige Abschreibungen be-
wertet. Die Abschreibungen erfolgten linear unter Zugrundelegung der betriebsgewdhnlichen Nut-

zungsdauer.

Das Sachanlagevermdgen ist zu Anschaffungskosten unter Berlicksichtigung von Anschaffungs-
nebenkosten und - soweit abnutzbar - vermindert um planméaBige Abschreibungen bewertet. Die Ab-

schreibungen erfolgten linear unter Zugrundelegung der betriebsgewdhnlichen Nutzungsdauer.

Die Finanzanlagen werden zu Anschaffungskosten bzw. dem niedrigeren beizulegenden Zeitwert

bewertet.

Umlaufvermdgen

Die Forderungen und sonstigen Vermdgensgegenstande sind zum Nominalwert abzUglich erforderli-

cher Wertberichtigungen auf den beizulegenden Zeitwert bewertet.

Die flissigen Mittel sind zum Nominalwert bewertet.

Riickstellungen

Die Ruckstellungen sind unter Berticksichtigung aller vorhersehbaren Risiken und ungewissen Ver-
bindlichkeiten mit dem Erfallungsbetrag angesetzt, der nach vernunftiger kaufmannischer Beurteilung

notwendig ist

Verbindlichkeiten

Die Verbindlichkeiten sind mit ihrem Erflllungsbetrag bewertet.



ANLAGE 3
Seite 3

IV. Angaben zur Bilanz

Anlagevermogen

Die Aufgliederung des Anlagevermdgens und dessen Entwicklung ist als Anlage zum Anhang im

Anlagespiegel dargestellt.

Die Anteile an verbundenen Unternehmen in Héhe von TEUR 213.948 (Vorjahr TEUR 0) entfallen
TEUR 142.958 (Vorjahr TEUR 0) auf die Beteiligung an der publity AG, Frankfurt am Main,
TEUR 70.410 (Vorjahr TEUR 0) auf die Beteiligung an der AEE Gold AG, Frankfurt am Main, und
TEUR 579 (Vorjahr TEUR 0) auf die Beteiligung an der GORE AG, Frankfurt am Main.

Die Beteiligung an der publity AG, Frankfurt am Main, sowie an der PREOS Global Office Real Estate
& Technology AG, Frankfurt am Main, waren im Vorjahr unter dem Posten ,Beteiligungen® (Vorjahr
TEUR 146.929) ausgewiesen. Aufgrund von Aktienzukaufen und der damit verbundenen Aufsto-
ckung der Beteiligung an der publity AG erfolgt eine Umgliederung in die Anteile an verbundenen
Unternehmen. Die Beteiligung an der PREOS Global Office Real Estate & Technology AG, Frankfurtam

Main, wurde aufgrund der Aktienverkadufe umgegliedert in Wertpapiere des Anlagevermégens.

Auf die Beteiligung an der pubilty AG wurde im Geschéftsjahr aufgrund einer voraussichtlich dauer-
haften Wertminderung eine auBBerplanméaBige Abschreibung in Héhe von TEUR 5.017 vorgenom-

men.

Die Wertpapiere des Anlagevermdgens in Hohe von TEUR 41.283 (Vorjahr: TEUR 67.443) entfallen
TEUR 33.262 (Vorjahr: TEUR 67.443) auf Schuldverschreibungen der publity AG, Frankfurt am Main,
TEUR 5.521 (Vorjahr TEUR 0) auf die Beteiligung an der EasyMotionSkin Tec AG, Vaduz, sowie
TEUR 2.500 (Vorjahr: 0) auf die Beteiligung an der PREOS Real Estate AG, Frankfurt am Main.

Die Beteiligung an der PREOS Real Estate AG war im Vorjahr unter dem Posten ,Beteiligungen*

ausgewiesen.

Auf die Schuldverschreibungen der publity AG wurde im Geschaftsjahr aufgrund einer voraussichtlich
dauerhaften Wertminderung eine auBBerplanméaBige Abschreibung in Héhe von TEUR 34.759 vorge-

nommen.

Auf die Aktien an der PREOS Real Estate AG wurde im Geschaftsjahr aufgrund einer voraussichtlich
dauerhaften Wertminderung eine auBBerplanméaBige Abschreibung in Héhe von TEUR 13.315 vorge-

nommen
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Umlaufvermégen

Die Forderungen und sonstigen Vermdgensgegenstadnde haben sémtlich eine Restlaufzeit von bis zu

einem Jahr.

Die Forderungen gegen verbundene Unternehmen in Héhe von TEUR 3.650 (Vorjahr: TEUR 0) bein-

halten ausschlieBlich Sonstige Vermdgensgegensténde.

In den sonstigen Vermdgensgegenstanden sind Steuerforderungen zur Umsatz- und Kérperschafts-
teuerin Ho6he von TEUR 436 (Vorjahr TEUR 812) enthalten. Im Geschéftsjahr wurden Einzelwertbe-

richtigungen auf sonstige Vermdgensgensténde in Héhe von TEUR 250 vorgenommen.

Eigenkapital

Das satzungsmaBige gezeichnete Kapital der Gesellschaft betragt EUR 44.055.110,00. Mit Be-
schluss der Gesellschafterversammlung (seinerzeit noch eine Gesellschaft mit beschrankter Haftung)
vom 22.August 2022 wurde das Stammkapital der Gesellschaft von EUR 50.100,00 um
40.000.000,00 auf EUR 40.050.100,00 durch Ausgabe von 40.000.000 neuen Geschéftsanteilen zum
Nennwert von jeweils EUR 1,00 im Wege einer Kapitalerhéhung aus gesellschaftsmitteln erhéht. Die
Durchfiihrung der Kapitalerhdhung aus Gesellschaftsmitteln wurde am 04.September 2022 im Han-
delsregister eingetragen. Zuséatzlich erfolgte mit Beschluss der Hauptversammlung vom 10. Mai 2023
eine Kapitalerhdhung aus Gesellschaftsmitteln um EUR 4.005.010 durch die Ausgabe von 4.005.010
neuen Geschaftsanteilen zum Nennwert von jeweils EUR 1,00. Diese Kapitalerh6hung wurde am

19. Juni 2023 im Handelsregister eingetragen.

Mit Beschluss der Gesellschafterversammlung vom 22. August 2022 wurde die GmbH im Wege des
Formwechsels in eine AG umgewandelt. Das Stammkapital der GmbH wurde aufgrund des Umwand-
lungsbeschlusses zum Grundkapital der AG, und zwar im Verhéltnis 1:1. Es betragt demnach
EUR 40.050.100,00 und istin 40.050.100 auf den Namen lautenden Stiickaktien mit einem rechneri-
schen Anteil von je 1,00 EUR eingeteilt. Der Formwechsel wurde am 4.0Oktober 2022 in das Handels-

register eingetragen.

Im Zug des Formwechsels wurde durch die Hauptversammlung die Aufnahme weiteren Kapitals ge-
nehmigt (genehmigtes Kapital). Demnach ist der Vorstand erméchtigt, mit Zustimmung des Aufsichts-
rats, das Grundkapital bis zum 31. August 2027 einmalig oder mehrmals um bis zu insgesamt
EUR 20.025.050,00 durch Ausgabe von bis zu insgesamt 20.025.050 neuen, auf den Namen lauten-
den Stammaktien ohne Nennbetrag gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu erhdhen (genehmigtes
Kapital 2022/1).
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Rickstellungen

Die Ruckstellungen fiir Steuern betreffen Riickstellungen fiir Kérperschaftsteuer in Héhe von
TEUR 895 (Vorjahr: TEUR 418) und Ruckstellungen fiir Gewerbesteuer TEUR 908 (Vorjahr:
TEUR 1001).

Die sonstigen Ruckstellungen betreffen Rickstellungen fir Abschluss- und Prifungskosten TEUR 40
(Vorjahr: TEUR 45) und sonstige Kosten TEUR 120 (Vorjahr: TEUR 120).

Verbindlichkeiten

Die Verbindlichkeiten gegentber Kreditinstituten in Héhe von TEUR 5.709 (Vorjahr: TEUR 0) haben

eine Restlaufzeit von bis zu einem Jahr.

Die Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen in H6he von TEUR 120 (Vorjahr: TEUR 214)

haben eine Restlaufzeit von bis zu einem Jahr.

Die Sonstigen Verbindlichkeiten in Héhe von TEUR 17.217 (Vorjahr: TEUR 1.025) haben eine Rest-

laufzeit von bis zu einem Jahr.

Die Sonstigen Verbindlichkeiten enthalten Verbindlichkeiten aus Steuern in Hohe von TEUR 22 (Vor-
jahr: TEUR 13).

V.  Angaben zur Gewinn- und Verlustrechnung

Unter dem Posten ,Abschreibungen auf Finanzanlagen und Wertpapiere des Umlaufsvermdgen® sind
die auBerplanméaBigen Abschreibungen auf die Beteiligung und die Schuldverschreibung der publity
AG, die Beteiligung an der PREOS Real Estate AG ausgewiesen. Wir verweisen auf die Ausfihrun-

gen unter dem Abschnitt Angaben zur Bilanz.

VI. Sonstige Angaben

Vorstand der Gesellschaft

Als Vorstand der Gesellschaft waren im Berichtsjahr bestellt:

Herr Thomas Olek, hauptberuflich Vorstand der Neon Equity AG (CEQO), Frankfurt am Main
Herr Ole Nixdorff, hauptberuflich Vorstand der Neon Equity AG (CFO), Essen
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Bezlige des Vorstands

Auf die Angabe der Gesamtbezlige wurde geman § 286 Abs. 4 HGB verzichtet. Von den Erleichte-
rungen der §§ 274 a, 288 HGB wurde Gebrauch gemacht.

Ausleihungen an den Vorstand

Mit dem Vorstand Herrn Thomas Olek wird ein Verrechnungskonto gefiihrt. Der Stand des Verrech-
nungskontos betragt zum Abschlussstichtag TEUR 1.082 zu Gunsten der Gesellschaft. Das Verrech-

nungskonto wird mit 0,75 % Uber dem durchschnittlichen Euribor verzinst.

Aufsichtsrat der Gesellschaft

Der Aufsichtsrat setzt sich im Geschéftsjahr 2023 wie folgt zusammen:

Herr Frank Baruth

(Aufsichtsratsvorsitzender)

Herr Hansjérg Plaggemars bis 30. Juni 2023

(stellvertretender Aufsichtsratsvorsitzender)

Herr Prof. Dr. Karl-Georg Loritz seit 05. Juli 2023

(stellvertretender Aufsichtsratsvorsitzender)

Herr Michael Huttner
(Aufsichtsrat)

Bezlige des Aufsichtsrats

Die Bezlige an den Aufsichtsrat beliefen sich im Jahr 2023 auf TEUR 5 je Aufsichtsratsmitglied und

TEUR 10 far den Aufsichtsratsvorsitzenden.

Arbeitnehmer

Im Geschaftsjahr 2023 wurden neben dem Vorstand durchschnittlich zwei Mitarbeiter beschéftigt.

Abschlusspriferhonorar

Geman § 288 Abs 1 Nr. 1 HGB i.V.m. § 285 Nr.17 HGB verzichtet die Gesellschaft auf die Angabe

der Honorare des Abschlusspriifers.
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Vorgange von besonderer Bedeutung nach Schluss des Geschéftsjahres

Vorgange von besonderer Bedeutung haben sich nach dem Stichtag nicht ergeben.

Vorschlag zur Ergebnisverwendung

Es wird vorgeschlagen den Jahreslberschuss des Geschéftsjahres 2023 auf neue Rechnung vorzu-

tragen.

Der Bilanzgewinn entsprechend § 158 Abs.1 AKtG entwickelt sich wie folgt:

EUR EUR

Gewinnvortrag des Vorjahres 200.811.446,65 193.436.977,45

+ Jahreslberschuss 19.362.298,66 11.978.399,16
Einstellung in die Gewinnricklage 968.144,93 4.603.929,96

= Bilanzgewinn 219.205.600,38 200.811.446,65

Wiedergabe der Erkldrung des Vorstands geman § 312 Abs. 3 AktG

Die Gesellschaft hat bei den im Bericht (iber die Beziehungen zu verbundenen Unternehmen aufge-
fihrten Rechtsgeschéften nach den Umsténden, die der Gesellschaft im Zeitpunkt bekannt waren, in
dem die genannten Rechtsgeschéfte vorgenommen wurden, bei jedem Rechtsgeschéft eine ange-

messene Gegenleistung erhalten.

Berichtspflichtige MaBnahmen lagen im Berichtszeitraum 2023 nicht vor.

Frankfurt am Main, den 15. April 2023

Thomas Olek
Vorstand

Ole Nixdorff
Vorstand
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Allgemeine Auftragsbedingungen

flr

Wirtschaftspriiferinnen, Wirtschaftsprufer und
Wirtschaftspriifungsgesellschaften

vom 1. Januar 2024

1. Geltungsbereich

(1) Die Auftragsbedingungen gelten fiir Vertrage zwischen Wirtschafts-
priferinnen, Wirtschaftsprifern oder Wirtschaftspriifungsgesellschaften
(im Nachstehenden zusammenfassend ,Wirtschaftsprifer genannt) und
ihren Auftraggebern Uber Prifungen, Steuerberatung, Beratungen in wirt-
schaftlichen Angelegenheiten und sonstige Auftréage, soweit nicht etwas
anderes ausdriicklich in Textform vereinbart oder gesetzlich zwingend
vorgeschrieben ist.

(2) Dritte kénnen nur dann Anspriiche aus dem Vertrag zwischen Wirt-
schaftspriifer und Auftraggeber herleiten, wenn dies vereinbart ist oder
sich aus zwingenden gesetzlichen Regelungen ergibt. Im Hinblick auf
solche Anspriiche gelten diese Auftragsbedingungen auch diesen Dritten
gegenuber. Einreden und Einwendungen aus dem Vertragsverhaltnis mit
dem Auftraggeber stehen dem Wirtschaftspriifer auch gegenuber Dritten
zu.

2. Umfang und Ausfiihrung des Auftrags

(1) Gegenstand des Auftrags ist die vereinbarte Leistung, nicht ein
bestimmter wirtschaftlicher Erfolg. Der Auftrag wird nach den Grundsat-
zen ordnungsmaRiger Berufsausiibung ausgefihrt. Der Wirtschaftsprifer
Ubernimmt im Zusammenhang mit seinen Leistungen keine Aufgaben
der Geschaftsfiihrung. Der Wirtschaftspriifer ist fir die Nutzung oder
Umsetzung der Ergebnisse seiner Leistungen nicht verantwortlich. Der
Wirtschaftspriifer ist berechtigt, sich zur Durchfiihrung des Auftrags sach-
verstandiger Personen zu bedienen.

(2) Die Beriicksichtigung auslandischen Rechts bedarf — auler bei
betriebswirtschaftlichen Prifungen — der ausdricklichen Vereinbarung in
Textform.

(3) Andert sich die Sach- oder Rechtslage nach Abgabe der abschlie-
Renden beruflichen AuRerung, so ist der Wirtschaftspriifer nicht verpflich-
tet, den Auftraggeber auf Anderungen oder sich daraus ergebende Folge-
rungen hinzuweisen.

3. Mitwirkungspflichten des Auftraggebers

(1) Der Auftraggeber hat dafiir zu sorgen, dass dem Wirtschaftspriifer
alle fir die Ausfiihrung des Auftrags notwendigen Unterlagen und weite-
ren Informationen rechtzeitig Gbermittelt werden und ihm von allen Vor-
gangen und Umstanden Kenntnis gegeben wird, die fiir die Ausfiihrung
des Auftrags von Bedeutung sein kdnnen. Dies gilt auch fir die Unterla-
gen und weiteren Informationen, Vorgange und Umstande, die erst wah-
rend der Tatigkeit des Wirtschaftsprifers bekannt werden. Der Auftragge-
ber wird dem Wirtschaftspriifer geeignete Auskunftspersonen benennen.
(2) Auf Verlangen des Wirtschaftspriifers hat der Auftraggeber die Voll-
standigkeit der vorgelegten Unterlagen und der weiteren Informationen
sowie der gegebenen Auskinfte und Erklarungen in einer vom Wirt-
schaftspriifer formulierten Erklarung in gesetzlicher Schriftform oder einer
sonstigen vom Wirtschaftsprifer bestimmten Form zu bestéatigen.

4. Sicherung der Unabhangigkeit

(1) Der Auftraggeber hat alles zu unterlassen, was die Unabhangigkeit
der Mitarbeiter des Wirtschaftspriifers gefahrdet. Dies gilt fir die Dauer
des Auftragsverhaltnisses insbesondere fiir Angebote auf Anstellung oder
Ubernahme von Organfunktionen und fiir Angebote, Auftrage auf eigene
Rechnung zu tiibernehmen.

(2) Sollte die Durchfuhrung des Auftrags die Unabhangigkeit des Wirt-
schaftsprifers, die der mit ihm verbundenen Unternehmen, seiner Netz-
werkunternehmen oder solcher mit ihm assoziierten Unternehmen, auf
die die Unabhangigkeitsvorschriften in gleicher Weise Anwendung finden
wie auf den Wirtschaftsprufer, in anderen Auftragsverhaltnissen beein-
trachtigen, ist der Wirtschaftspriifer zur aufRerordentlichen Kiindigung des
Auftrags berechtigt.

5. Berichterstattung und miindliche Auskiinfte

Soweit der Wirtschaftsprifer Ergebnisse im Rahmen der Bearbeitung des
Auftrags in gesetzlicher Schriftform oder Textform darzustellen hat, ist al-
lein diese Darstellung maRRgebend. Entwiirfe solcher Darstellungen sind
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unverbindlich. Sofern nicht anders gesetzlich vorgesehen oder vertraglich
vereinbart, sind mindliche Erklarungen und Auskiinfte des Wirtschafts-
prifers nur dann verbindlich, wenn sie in Textform bestéatigt werden. Er-
klarungen und Auskiinfte des Wirtschaftspriifers auerhalb des erteilten
Auftrags sind stets unverbindlich.

6. Weitergabe einer beruflichen AuBerung des Wirtschaftspriifers
(1) Die Weitergabe beruflicher AuRerungen des Wirtschaftspriifers
(Arbeitsergebnisse oder Auszilige von Arbeitsergebnissen — sei es im Ent-
wurf oder in der Endfassung) oder die Information tiber das Tatigwerden
des Wirtschaftsprifers fur den Auftraggeber an einen Dritten bedarf der
in Textform erteilten Zustimmung des Wirtschaftspriifers, es sei denn, der
Auftraggeber ist zur Weitergabe oder Information aufgrund eines Geset-
zes oder einer behdrdlichen Anordnung verpflichtet.

(2) Die Verwendung beruflicher AuRerungen des Wirtschaftspriifers und
die Information Uber das Tatigwerden des Wirtschaftspriifers fir den Auf-
traggeber zu Werbezwecken durch den Auftraggeber sind unzuléssig.

7. Mangelbeseitigung

(1) Bei etwaigen Mangeln hat der Auftraggeber Anspruch auf Nacherfiil-
lung durch den Wirtschaftspriifer. Nur bei Fehlschlagen, Unterlassen bzw.
unberechtigter Verweigerung, Unzumutbarkeit oder Unmdglichkeit der
Nacherfillung kann er die Vergitung mindern oder vom Vertrag zurick-
treten; ist der Auftrag nicht von einem Verbraucher erteilt worden, so kann
der Auftraggeber wegen eines Mangels nur dann vom Vertrag zuriicktre-
ten, wenn die erbrachte Leistung wegen Fehlschlagens, Unterlassung,
Unzumutbarkeit oder Unmdglichkeit der Nacherfillung fiir ihn ohne Inte-
resse ist. Soweit dariiber hinaus Schadensersatzanspriiche bestehen, gilt
Nr. 9.

(2) Ein Nacherfiillungsanspruch aus Abs. 1 muss vom Auftraggeber un-
verzuglich in Textform geltend gemacht werden. Nacherfillungsanspri-
che nach Abs. 1, die nicht auf einer vorsatzlichen Handlung beruhen, ver-
jahren nach Ablauf eines Jahres ab dem gesetzlichen Verjahrungsbeginn.
(3) Offenbare Unrichtigkeiten, wie z.B. Schreibfehler, Rechenfehler und
formelle Méngel, die in einer beruflichen AuRerung (Bericht, Gutachten
und dgl.) des Wirtschaftsprifers enthalten sind, konnen jederzeit vom
Wirtschaftsprifer auch Dritten gegeniiber berichtigt werden. Unrichtigkei-
ten, die geeignet sind, in der beruflichen AuRerung des Wirtschaftspriifers
enthaltene Ergebnisse infrage zu stellen, berechtigen diesen, die AuRe-
rung auch Dritten gegenuber zuriickzunehmen. In den vorgenannten Fal-
len ist der Auftraggeber vom Wirtschaftsprifer tunlichst vorher zu héren.

8. Schweigepflicht gegeniiber Dritten, Datenschutz

(1) Der Wirtschaftspriifer ist nach MaRgabe der Gesetze (§ 323 Abs. 1
HGB, § 43 WPO, § 203 StGB) verpflichtet, Uber Tatsachen und Umstan-
de, die ihm bei seiner Berufstatigkeit anvertraut oder bekannt werden,
Stillschweigen zu bewahren, es sei denn, dass der Auftraggeber ihn von
dieser Schweigepflicht entbindet.

(2) Der Wirtschaftsprifer wird bei der Verarbeitung von personenbezo-
genen Daten die nationalen und europarechtlichen Regelungen zum Da-
tenschutz beachten.

9. Haftung

(1) Fur gesetzlich vorgeschriebene Leistungen des Wirtschaftspriifers,
insbesondere Priifungen, gelten die jeweils anzuwendenden gesetzlichen
Haftungsbeschrankungen, insbesondere die Haftungsbeschréankung des
§ 323 Abs. 2 HGB.

(2) Sofern weder eine gesetzliche Haftungsbeschrankung Anwendung
findet noch eine einzelvertragliche Haftungsbeschrankung besteht, ist der
Anspruch des Auftraggebers aus dem zwischen ihm und dem Wirtschafts-
prifer bestehenden Vertragsverhaltnis auf Ersatz eines fahrlassig verur-
sachten Schadens, mit Ausnahme von Schaden aus der Verletzung von
Leben, Korper und Gesundheit sowie von Schaden, die eine Ersatzpflicht
des Herstellers nach § 1 ProdHaftG begriinden, gemaR § 54a Abs. 1
Nr. 2 WPO auf 4 Mio. € beschrankt. Gleiches gilt fir Anspriiche, die Dritte
aus oder im Zusammenhang mit dem Vertragsverhaltnis gegenuber dem
Wirtschaftsprifer geltend machen.
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(3) Leiten mehrere Anspruchsteller aus dem mit dem Wirtschaftsprifer be-
stehenden Vertragsverhaltnis Anspriiche aus einer fahrlassigen Pflichtver-
letzung des Wirtschaftspriifers her, gilt der in Abs. 2 genannte Hochstbetrag
fur die betreffenden Anspriiche aller Anspruchsteller insgesamt.

(4) Der Hochstbetrag nach Abs. 2 bezieht sich auf einen einzelnen Scha-
densfall. Ein einzelner Schadensfall ist auch beziiglich eines aus mehreren
Pflichtverletzungen stammenden einheitlichen Schadens gegeben. Der ein-
zelne Schadensfall umfasst sadmtliche Folgen einer Pflichtverletzung ohne
Rucksicht darauf, ob Schaden in einem oder in mehreren aufeinanderfol-
genden Jahren entstanden sind. Dabei gilt mehrfaches auf gleicher oder
gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als einheitliche
Pflichtverletzung, wenn die betreffenden Angelegenheiten miteinander in
rechtlichem oder wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. In diesem Fall
kann der Wirtschaftsprifer nur bis zur Hohe von 5 Mio. € in Anspruch ge-
nommen werden.

(5) Ein Schadensersatzanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von sechs
Monaten nach der in Textform erklarten Ablehnung der Ersatzleistung Klage
erhoben wird und der Auftraggeber auf diese Folge hingewiesen wurde. Dies
gilt nicht fir Schadensersatzanspriiche, die auf vorsatzliches Verhalten zu-
riickzufiihren sind, sowie bei einer schuldhaften Verletzung von Leben, Kor-
per oder Gesundheit sowie bei Schaden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers
nach § 1 ProdHaftG begriinden. Das Recht, die Einrede der Verjahrung gel-
tend zu machen, bleibt unberihrt.

(6) § 323 HGB bleibt von den Regelungen in Abs. 2 bis 5 unberiihrt.

10. Ergdnzende Bestimmungen fiir Priifungsauftrage

(1) Andert der Auftraggeber nachtréglich den durch den Wirtschaftspriifer
gepriiften und mit einem Bestatigungsvermerk versehenen Abschluss oder
Lagebericht, darf er diesen Bestatigungsvermerk nicht weiterverwenden.
Hat der Wirtschaftspriifer einen Bestatigungsvermerk nicht erteilt, so ist
ein Hinweis auf die durch den Wirtschaftsprifer durchgefihrte Prifung im
Lagebericht oder an anderer fiir die Offentlichkeit bestimmter Stelle nur mit
in gesetzlicher Schriftform erteilter Einwilligung des Wirtschaftsprifers und
mit dem von ihm genehmigten Wortlaut zuldssig.

(2) Widerruft der Wirtschaftsprifer den Bestatigungsvermerk, so darf der
Bestatigungsvermerk nicht weiterverwendet werden. Hat der Auftraggeber
den Bestatigungsvermerk bereits verwendet, so hat er auf Verlangen des
Wirtschaftsprifers den Widerruf bekanntzugeben.

(3) Der Auftraggeber hat Anspruch auf finf Berichtsausfertigungen. Weite-
re Ausfertigungen werden besonders in Rechnung gestellt.

11. Ergdnzende Bestimmungen fiir Hilfeleistung in Steuersachen
(1) Der Wirtschaftsprifer ist berechtigt, sowohl bei der Beratung in steuer-
lichen Einzelfragen als auch im Falle der Dauerberatung die vom Auftrag-
geber genannten Tatsachen, insbesondere Zahlenangaben, als richtig und
vollstédndig zugrunde zu legen; dies gilt auch fiir Buchfihrungsauftrage. Er
hat jedoch den Auftraggeber auf von ihm festgestellte wesentliche Unrichtig-
keiten hinzuweisen.
(2) Der Steuerberatungsauftrag umfasst nicht die zur Wahrung von Fristen
erforderlichen Handlungen, es sei denn, dass der Wirtschaftsprifer hierzu
ausdriicklich den Auftrag ibernommen hat. In diesem Fall hat der Auftrag-
geber dem Wirtschaftspriifer alle fiir die Wahrung von Fristen wesentlichen
Unterlagen, insbesondere Steuerbescheide, so rechtzeitig vorzulegen, dass
dem Wirtschaftspriifer eine angemessene Bearbeitungszeit zur Verfligung
steht.
(3) Mangels einer anderweitigen Vereinbarung in Textform umfasst die lau-
fende Steuerberatung folgende, in die Vertragsdauer fallenden Tatigkeiten:
a) Ausarbeitung und elektronische Ubermittlung der Jahressteuererklérun-
gen, einschliel3lich E-Bilanzen, fiur die Einkommensteuer, Korperschaft-
steuer und Gewerbesteuer, und zwar auf Grund der vom Auftraggeber
vorzulegenden Jahresabschlisse und sonstiger fir die Besteuerung
erforderlichen Aufstellungen und Nachweise
b) Nachprifung von Steuerbescheiden zu den unter a) genannten Steuern
c) Verhandlungen mit den Finanzbehdrden im Zusammenhang mit den
unter a) und b) genannten Erklarungen und Bescheiden
d) Mitwirkung bei Betriebspriifungen und Auswertung der Ergebnisse von
Betriebspriifungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern
e) Mitwirkung in Einspruchs- und Beschwerdeverfahren hinsichtlich der
unter a) genannten Steuern.
Der Wirtschaftsprifer beriicksichtigt bei den vorgenannten Aufgaben die
wesentliche verdffentlichte Rechtsprechung und Verwaltungsauffassung.
(4) Erhalt der Wirtschaftsprifer fir die laufende Steuerberatung ein
Pauschalhonorar, so sind mangels anderweitiger Vereinbarungen in Text-
form die unter Abs. 3 Buchst. d) und e) genannten Tatigkeiten gesondert
zu honorieren.
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(5) Sofern der Wirtschaftsprifer auch Steuerberater ist und die Steuer-

beratervergutungsverordnung fir die Bemessung der Vergltung anzuwen-

den ist, kann eine héhere oder niedrigere als die gesetzliche Verglitung in

Textform vereinbart werden.

(6) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen der Einkommensteuer, Kor-

perschaftsteuer, Gewerbesteuer und Einheitsbewertung sowie aller Fragen

der Umsatzsteuer, Lohnsteuer, sonstigen Steuern und Abgaben erfolgt auf

Grund eines besonderen Auftrags. Dies gilt auch fir

a) die Bearbeitung einmalig anfallender Steuerangelegenheiten, z.B. auf
dem Gebiet der Erbschaftsteuer und Grunderwerbsteuer,

b) die Mitwirkung und Vertretung in Verfahren vor den Gerichten der
Finanz- und der Verwaltungsgerichtsbarkeit sowie in Steuerstrafsachen,

c) die beratende und gutachtliche Tatigkeit im Zusammenhang mit
Umwandlungen, Kapitalerhéhung und -herabsetzung, Sanierung,
Eintritt und Ausscheiden eines Gesellschafters, Betriebsveraufierung,
Liquidation und dergleichen und

d) die Unterstiitzung bei der Erfiillung von Anzeige- und Dokumentations-
pflichten.

(7) Soweit auch die Ausarbeitung der Umsatzsteuerjahreserklarung als

zusatzliche Tatigkeit ibernommen wird, gehért dazu nicht die Uberpriifung

etwaiger besonderer buchmagiger Voraussetzungen sowie die Frage, ob

alle in Betracht kommenden umsatzsteuerrechtlichen Verginstigungen

wahrgenommen worden sind. Eine Gewahr fir die vollstandige Erfassung

der Unterlagen zur Geltendmachung des Vorsteuerabzugs wird nicht Giber-

nommen.

12. Elektronische Kommunikation

Die Kommunikation zwischen dem Wirtschaftsprifer und dem Auftraggeber
kann auch per E-Mail erfolgen. Soweit der Auftraggeber eine Kommunika-
tion per E-Mail nicht winscht oder besondere Sicherheitsanforderungen
stellt, wie etwa die Verschliisselung von E-Mails, wird der Auftraggeber den
Wirtschaftsprifer entsprechend in Textform informieren.

13. Vergitung

(1) Der Wirtschaftspriifer hat neben seiner Gebiihren- oder Honorarforde-
rung Anspruch auf Erstattung seiner Auslagen; die Umsatzsteuer wird zu-
satzlich berechnet. Er kann angemessene Vorschusse auf Vergiitung und
Auslagenersatz verlangen und die Auslieferung seiner Leistung von der vol-
len Befriedigung seiner Anspriiche abhangig machen. Mehrere Auftraggeber
haften als Gesamtschuldner.

(2) Ist der Auftraggeber kein Verbraucher, so ist eine Aufrechnung gegen
Forderungen des Wirtschaftspriifers auf Vergltung und Auslagenersatz nur
mit unbestrittenen oder rechtskraftig festgestellten Forderungen zulassig.

14. Streitschlichtungen

Der Wirtschaftspriifer ist nicht bereit, an Streitbeilegungsverfahren vor einer
Verbraucherschlichtungsstelle im Sinne des § 2 des Verbraucherstreitbei-
legungsgesetzes teilzunehmen.

15. Anzuwendendes Recht

Fir den Auftrag, seine Durchfiihrung und die sich hieraus ergebenden
Anspriiche gilt nur deutsches Recht.



